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Gemeindebehörde , in Städten , wo ein Wohnungsamt beſteht , prüft
die Berechtigung der Mietsſteigerung nach und kann das Eini⸗

gungsamt erſuchen , den Mietzins zu ermäßigen . Bei der Ver⸗

gleichung des alten und des neuen Mietzinſes ſind auch ſog . Ne⸗

benleiſtungen heranzuziehen , alſo z. B. der Betrag einer Aus⸗

zugsentſchädigung , der Betrag für Treppenbeleuchtung oder ähn⸗

liches . Wichtig iſt alſo , daß bei Neuvermietung nicht der Mieter ,

ſondern nur die Gemeindebehörde das Einigungsamt angehen
kann . Natürlich kann aber der Mieter ſich bei der Gemeinde⸗

behörde ( Wohnungsamt ) erkundigen , ob die Anzeige durch den
Vermieter richtig erſtattet wurde .

Endlich kann die Landeszentralbehörde bei beſonders ſtarkem

Wohgungsmangel unmittelbar ( alſo nicht durch Ermächtigung
der Gemeindebehörde ) anordnen , daß jede Kündigung mit Miet⸗

ſteigerung rechtswirkſam nur mit vorheriger Zuſtimmung des

Mieteinigungsamtes erfolgen darf . Der Nachdruck liegt darauf ,
daß dann überhaupt nicht gekündigt oder geſteigert werden kann ,
wenn nicht vorher das Einigungsamt die Kündigung genehmigt
hat .

( Auszug aus der von Rechtsrat Dr . Ammann neubearbeiteten

Flugſchrift des Verbands der Beamten⸗ und Lehrervereine Ba⸗
dens „ Der Schutz der Mieter im Krieg “ , welche im Verlag der C.

F. Müllerſchen Hofbuchhandlung erſchienen iſt . )

Organiſation von Militärbehörden .9
NBl . 68 v. 10. Juli 1918 .

Nr . 2b . 14 Nr . 24. Die Verſorgungs⸗ , Unterſtüi⸗

zungs⸗ und Fürſorgeangelegenheiten der Heeres⸗
angehörigen und ihrer Hinterbliebenen wurden von dem Ge⸗

ſchäftskreis der ſtellb . Generalkommandos und der ſtellv . Inten⸗
danturen abgetrennt und einem für jedes Armeekorps einzurich⸗
tenden Verſorgungsamt übertragen .

Der Vorſtand des Verſorgungsamts XIV . A. K. hat ſeine

Dienſträume in Karlsruhe , Aka demieſtratze Nr . 40 .

Für den Verkehr mit den Zivilbehörden und den Verſorgungs⸗
berechtigten kommen hauptſächlich folgende Abteilungen des Ver⸗

ſorgungsamts in Betracht :
1. Die Rentenabteil ung — Dienſträume Akade⸗

mieſtraße 40 .
Dieſe Abteilung bearbeitet alle mit der Feſtſtellung von

Verſorgungsgebührniſſen der Perſonen der Unterklaſſen ein⸗

ſchließlich des Perſonals der freiwilligen Krankenpflege zu⸗
ſammenhängenden Angelegenheiten .

2. Die Hinterbliebenenabteilung Dienſträume

Kriegſtraße 208 .

Ihr Arbeitsgebiet umfaßt in der Hauptſache die geſetzliche

Hinterbliebenenverſorgung , die Bewilligung von Zuwendun⸗

gen an Hinterbliebene und Erziehungsbeihilfen ſowie die

Anweiſung der Gnadengebührniſſe .
3. Die Zivilverſorgungs⸗ und Fürſorgeabtei⸗

lung — Dienſträume Akademieſtraße 40 .
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Dieſe Abteilung bearbeitet u. a. die Kapitalabfindung für
Perſonen der Unterklaſſen und ihrer Hinterbliebenen ſowie
die Unterſtützungen an ehemalige Heeresangehörige der Un⸗
terklaſſen und ihrer Hinterbliebenen .

Das Verſorgungsamt iſt nach Vorſtehendem nur mit der Feſt⸗
ſtellung der Gebührniſſe befaßt . Die Auszahlung ſowie die et⸗
waige Regelung der feſtgeſtellten Gebührniſſe auf Grund der ge⸗
ſetzlichen Vorſchriften , insbeſondere die Abrechnung wegen der
Familienunterſtützung , erfolgt wie bisher durch Vermittelung der
ſtello . Intendantur XIV . Armeekorpss — Penſionsrege⸗
lungsbehörde Nr . 33 Karlsrubhe , Hirſchſtraße

116 .

Bei der räumlichen Trennung der Abteilungen iſt es für einen
geordneten Geſchäftsgang von Wichtigkeit , daß ſtets die Abteilung
angegeben wird , z. B. Verſorgungsamt XIV . A. K. Hin⸗
terbliebenenabteilung Kriegſtraße 208 ,

Die neuen Steuern .

Angeſichts des Inkrafttretens zahlreicher tiefeinſchneidender
neuer Steuern vom 1. Oktober 1918 ab wird die folgende Zuſam⸗
menſtellung ſicherlich in dieſem Augenblick willkommen ſein :

1. Beſitzſteuern . Kriegsgewinnſteuer der Aktiengeſellſchaften 30
bis 60 Prozent des Mehrgewinnes ; Abgabe vom Mehreinkommen
der Einzelperſonen 5 bis 50 Prozent vom Einkommen über
10 000 nach dem Stande des Einkommens vom 31. Dezember
1917 gegenüber dem Friedenseinkommen ; Vermögensſteuer :
1 bis 5 vom Tauſend für Vermögen über 100 000 &K. Steuer⸗
ertrag 1,8 Milliarden Mark .

2. Verkehrsſteuern . Börſen⸗ und Wechſelſtempelſteuern : a) Ge⸗
ſellſchaftsſtempel bei Aktiengeſellſchaften 5 Prozent ( gegen 4½ ) ;
b) Geſellſchaftsſtempel bei G. m. b. H. mit über 50 000 „ Stamm⸗
kapital 5 Prozent ( gegen 3) , bei Grundſtücksverwertungsgeſell⸗
ſchaften 7 Proz . ; c) Geſellſchaftsſtempel bei Handwerkerbaugeſell⸗
ſchaften 3 Prozent ( gegen 2½ ) ; d) Geſellſchaftsſtempel bei offe⸗
nen Handelsgeſellſchaften uſw . 0,4 Prozent ( gegen 0,1 ) . Steuer⸗
ertrag 64 Millionen Mark ; e) Stempel für Einzahlungen auf
Kuxe und Veräußerung uſw . ausländiſcher Aktien 5 Prozent ( ge⸗
gen 3 ) ; f ) Stempel für Einzahlungen auf Schuld⸗ und Renten⸗
verſchreibungen 3 Prozent ( gegen 2) ; g) Emiſſionsſtempel für
Obligationen und Rentenverſchreibungen inländiſcher öffentlicher
Körperſchaften , ausländiſcher 1½ Prozent ( gegen 1) ; h) Stempel
auf Gewinnanteilſcheinbogen 2 Prozent ( gegen 1) ; i) Stempel auf
Zinsbogen 1 Prozent ( gegen ½) ; 1) Tantiemeſtempel 20 Prozent
( gegen 8) ; ) Steuer auf Habenzinſen von Depoſiteneinlagen
bis 6 Prozent ; m) Wechſelſtempel , Erhöhung um 20 Prozent ;
n) Steuer auf Käufe und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte bon
Wertpapieren , 3 vom Tauſend , kann durch Bundesratsbeſchluß
um 1 Prozent erhöbt oder ermäßigt werden . Bei Käufen gewerbs⸗
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mäßiger Effektenhändler 1/10 bis 5/10 vom Tauſend ; bei Pu⸗

blikumskäufen von Renten und Schuldverſchreibungen 4/10 bis

1 vom Tauſend . Steuerertrag 150 Millionen Mark .

3. Poſt⸗ und Telegraphengebühren : a) bei Briefen im Ortsver⸗

kehr Erhöhung auf 10 und 15 Pfennige ; b) bei Poſtkarten im

Fernverkehr Erhöhung auf 10 Pfg . ; c) Erhöhung der Gebühren

für Druckſachen , Geſchäftspapiere , Pakete , gemiſchte Sendungen ,

Poſtanweiſungen , Telegramm⸗ und Telephongeſprächen . Steuer⸗

ertrag 125 Millionen Mark .

4. Verbrauchsſteuern . Getränkeſteuern . a) Branntweinmono⸗

pol für das Hektoliter Altohol 800 Mark . Steuerertrag 643 Mil⸗

lionen Mark . b) Bierſteuer 10 bis 12½ Mark für das Hektoliter .

Steuerertrag 325 Millionen Mark . c) Schaumweinſteuer 3 M.

pro Flaſche ( gegen 1 bis 2 Mark ) ; für Fruchtſchaumweine 60 Pf .

( gegen 10) pro Flaſche . Steuerertrag 20 Millionen Mark . 4

Weinſteuer für Wein und weinähnliche Getränke 20 Prozent des

Wertes ( kann nach Kriegsbeendigung für geringere Sorten herab⸗

geſetzt werden ) . Steuerertrag 103 Millionen Mark . e) Steuer
auf natürliche und künſtliche Mineralwäſſer , Limonaden und

Kunſtlimonaden . Steuerertrag 35 Millionen Mark . f) Erhöhung
des Kaffee⸗ und Teezolls . 60 bis 70 Millionen Mark .

5. Reichsumſatzſteuern . a) Allgemeiner Steuerſatz 5 vom Tau⸗

ſend ( gegen 1) ; b) Steuer auf Luxusgüter 10 bis 20 Prozent .

Steuerertrag 1,2 Milliarden Mark . e) Befreit von der Steuer

ſind : Einfuhr und Ausfuhr , Lotteriea , Verſicherungen uſw . ,
Reichs⸗ und Staatspoſtanſtalten , gemeinnützige und Wohltätig⸗

keitsunternehmungen , Kleinbetriebe mit nicht mehr als 3000 M.

Roheinnahme im Jahr .

Motto : Ganz bequem ſitzt der Steuerrock
niemals ! Es iſt immer beſſer,
man hat keinen. Bismarck 1877.

Einkommenſtener .

Für die Jahre 1918 und 1919 beträgt die Einkommenſteuer bei einem

Einkommen von
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Laut Geſetz vom 4. Sept . 1918 ( GVBl 48/19
des Geſetzes vom 22. Dez. 1917 ( GVBl S. 438 ) von nachbezeichneten
Steuerſtufen für das Jahr 1919 ein Steuerzuſchlag erhoben , derſelbe
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der im Einkommenſteuertarif ( GBBl 1900 S.

„ Volkswohlſtand beſteht nicht in einer kleinen Zahl von Groß⸗

kapitaliſten , ſondern in einer möglichſt großen Zahl leiſtungsfähi⸗

ger , ſelbſtbewußter , heimfeſter und heimfroher Staatsbürger , die

dem Staat das liefern , was er in erſter Linie braucht : Menſchen ,

geſund an Leib und Seele . “

Hin denburg ,
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